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Die Wärmewende zur Klimaneutralität 
soll nach dem Willen der Bundesregie
rung geplant stattfinden. Pioniere gab es 
bereits in der DDR.

KURT STENGER

Deutschlands älteste Tiefengeothermie-
Heizwerk steht nicht etwa in der Vulkanei-
fel, sondern am Papenberg in Waren (Mü-
ritz). Rund 1800 Haushalte werden von ihr 
über ein Wärmenetz mit Energie versorgt. 
Bereits 1984 ging die Anlage in Betrieb – 
Ergebnis der technologischen Pionierar-
beit von Experten des VEB Geothermie 
Neubrandenburg.

Als die DDR seit Ende der 1970er Jahre 
auf der Suche nach Alternativen zum immer 
teureren Erdöl und zur in absehbarer Zeit 
knapp werdenden heimischen Braunkohle 
war, gerieten auch die Erneuerbaren in den 
Blick. Vor allem der für Wirtschaft zustän-
dige ZK-Sekretär Günter Mittag machte sich 
hierfür stark. Dabei scheiterten innovative 
Konzepte bei Groß- und Kleinwärmepum-
pen vor allem an Problemen bei der Beschaf-
fung von Anlagenteilen. Es blieb bei einer 
industriellen Versuchsanlage, die bleihalti-
ge Abluft aus den Fertigungshallen des VEB 
Akkumulatoren Taubenheim nutzte.

Anders die Tiefenerdwärme: Dank um-
fangreicher geologischer Bohrungen aus der 
Zeit der Suche nach Erdöl konnte ein Geo-
thermie-Atlas fertiggstellt werden, der ein 
großes Potenzial in der Nordhälfte der DDR 
zeigte. Für den Bau von Heizwerken, die hei-
ße Schichtwässer als Wärmequelle nutzten, 
wurde der VEB Geothermie Neubranden-
burg gegründet. Kurz nach der Inbetriebnah-
me der ersten Versuchsanlage in Waren (Mü-
ritz), die ein Neubaugebiet versorgen sollte, 
beschloss das Politbüro eine »Konzeption zur 
Nutzung einheimischer geothermischer Res-
sourcen als Energieträger für die Wärme-
versorgung«. »Der Aufwand für diese Heiz-
zentralen ist um die Hälfte geringer als bei 
der Beheizung mit Rohbraunkohle«, hieß es 
in einem Bericht nach einem Besuch in Wa-
ren (Müritz) an den »lieben Genossen Mit-
tag«. Darin wurden ambitionierte Ziele für 
die kommenden Jahre entwickelt, darunter 
die Wärmeversorgung der Hälfte der Bewoh-
ner der 100 000-Einwohner-Stadt Schwerin 
mit Erdwärme.

Vor allem aufgrund von Fachkräfte- und 
Materialmangel sowie fehlender Erfahrung 
mit technischen Problemen wurde die Pla-
nung erheblich abgespeckt. Bis 1989 gin-
gen zwei weitere Heizzentralen in Betrieb, 

in Neubrandenburg und Prenzlau. Weitere 
waren in Bau. Trotz des innovativen Know-
hows, das bis heute Experten auch aus dem 
Ausland nach Waren lockt, fiel das Vorhaben 
komplett der Wende und dem Treuhand-
Kahlschlag zum Opfer. Tiefenbohrungen wur-
den verschlossen, die Erkenntnisse wurden 
kaum weiter genutzt. Aktuell sind bundes-
weit lediglich zehn Heizkraftwerke, die auf 
Tiefengeothermie setzen, in Betrieb.

Das Beispiel zeigt die Vorteile einer Plan-
wirtschaft, wenn es um eine Energiewende 
geht. Beschluss und Umsetzung geschehen 
zeitnah, während in der Marktwirtschaft vie-
les dem Zufall, politischen Kräfteverhältnis-
se oder wirtschaftlichen Interessen überlas-
sen bleibt. Das soll sich bei der Wärmewende 
nun ändern: Die Bundesregierung macht die 
Planung zur Pflicht, dezentral auf kommuna-
ler Ebene. Zentrale Rolle sollen dabei Fern-
und Nahwärmenetze spielen, deren Bedeu-
tung man in der Bundesrepublik erst langsam 
erkennt. Auch hier war die DDR vorne dran, 
wo Neubaugebiete meist an ein Netz ange-
bunden wurden. Das macht sich bis heute be-
merkbar: Nach Daten der Deutschen Energie-
agentur ist im Osten fast jeder dritte Haushalt 
an ein Wärmenetz angeschlossen, im Westen 
nur jeder Zehnte.

Bisher ist laut dem Deutschen Städtetag al-
lerdings die Hälfte der Städte gerade einmal 
dabei, erste Schritte für eine Wärmeplanung 
zu sondieren, einige haben noch nicht einmal 
damit begonnen. Wo sich etwas tut, liegt das 
an landesgesetzlichen Vorgaben. So müssen 
etwa in Baden-Württemberg größere Städte 
bis Ende dieses Jahres einen Wärmeplan vor-
legen, in Schleswig-Holstein bis Ende 2024.

Der Vorreiter unter den Großstädten fin-
det sich auch hier im Osten: In Rostock wur-
de ein Wärmeplan nach 22-monatiger Arbeit 
bereits im Juni 2022 beschlossen. Vorange-
trieben vom damaligen Oberbürgermeister 
Claus Ruhe Madsen, in dessen Geburtsland 
Dänemark kommunale Wärmepläne nach 
den beiden Ölkrisen bereits 1979 verpflich-
tend wurden. Aktuell werden in der Han-
se- und Universitätsstadt rund zwei Drittel 
der Haushalte über Fernwärme aus Erdgas-
und Steinkohlekraftwerken versorgt. Ziel ist 
eine klimaneutrale Versorgung bis 2035. »Bei 
der Erstellung des Wärmeplans wurde unter-
sucht, welche Energiequellen aus Abwärme, 
Umweltwärme und Biomasse genutzt werden 
können und wie groß der Bedarf an Flächen 
zur Wärmeerzeugung sowie für die saisonale 
Wärmespeicherung ist«, erklärte Infrastruk-
tursenator Holger Matthäus bei der Vorstel-

lung. »Die Möglichkeiten zur Reduzierung 
des Wärmebedarfs durch Gebäudesanierun-
gen und moderne Haustechnikkonzepte wur-
den bewertet.«

Der Plan favorisiert künftig fünf Erzeuger-
parks, mit denen »eine klimaneutrale Wärme-
versorgung innerhalb des bestehenden Fern-
wärmenetzes und eines kapazitätsbedingt 
begrenzten Netzausbaus bis 2035 realisierbar 
wären«. Abwärme aus Industrie und Müllver-
brennung, Großwärmepumpen, die Ostsee-
und Flusswasser nutzen, grüner Wasserstoff, 
Solarthermie, Biomethan, saisonale Groß-
speicher und ein angepasstes Stromnetz für 
Kleinwärmepumpen sollen den Energiemix 
bilden. Bei der Umsetzung in den sind eine 
unabhängige Begleitung durch einen Wärme-
beirat sowie Bürgerbeteiligung geplant.

Das Beispiel zeigt, wie heterogen die Wär-
mewende gemäß lokal sehr unterschiedlicher 
Bedingungen sein wird. Auch wenn es bis Wa-
ren (Müritz) nicht einmal eine Stunde mit 
dem ICE ist, wird Rostock wohl nicht auf Tie-
fengeothermie setzen. So heißt es im Wärme-
plan: »In Anbetracht der Erschließungskos-
ten und der begrenzten thermalen Kapazität 
des Untergrundes wird die Tiefengeothermie 
in der Energiesystemmodellierung zunächst 
nicht weiter berücksichtigt.«

Die Rückkehr der Planwirtschaft
Pioniere und Vorreiter der klimaneutralen Wärmewende finden sich in Ostdeutschland

Die Kommunen sol
len nach dem Willen 
der Ampel zum 
zentralen Akteur bei 
der Wärmewende 
Richtung Klima
neutralität werden. 
Vorbilder dafür fin
den sich im Osten.

Die Bundesregierung hat einen über
arbeiteten Entwurf ihres Gesetzes 
zur kommunalen Wärmeplanung vor
gelegt. Gemeindevertreter wie Um
weltverbände sehen erheblichen 
Nachbesserungsbedarf.

KURT STENGER

Die Kommunen sollen zum wichtigen Akteur 
bei der Wärmewende zur Klimaneutralität 
bis 2045 werden. So zumindest möchte es 
die Bundesregierung: Städte mit mehr als 
100 000 Einwohnern sollen bis Mitte 2026 
einen Wärmeplan erarbeiten, alle anderen 
Kommunen bis Mitte 2028. Dies sieht der ak-
tuelle Entwurf des Bundesbauministeriums 
für ein »Gesetz zur Wärmeplanung und zur 
Dekarbonisierung der Wärmenetze« vor. Die 
Pläne sollten den regional passgenauen Um-
stieg auf eine klimaneutrale Wärmeversor-
gung vorbereiten, so der parlamentarische 
Baustaatssekretär Sören Bartol. »Es ist klar, 
dass wir einen längeren Atem dafür brau-
chen, die Umstellung braucht Zeit. Aber wer 
seine Wärmeversorgung jetzt umstellt, spart 
in Zukunft Energiekosten.«

Das Gesetz soll Mitte August vom Bundes-
kabinett beschlossen werden, wie das Bau-
ministerium gegenüber »nd« bestätigte. Die 
Ampel will es bis Ende des Jahres durchs Par-
lament gebracht haben. Um Turbulenzen wie 
beim Gebäudeenergiegesetz (GEG) zu ver-
meiden, berät sich das Ministerium vorab 
mit den Ländern und wichtigen Verbänden. 
Seit einigen Tagen liegt nun die überarbei-
tete Version vor.

Im Entwurf finden sich Vorgaben zu Da-
tenerhebung und Ablauf der Wärmeplanung. 

Jede Kommune soll angeben, in welchen 
Straßen oder Gebieten sie Fernwärme-Ver-
sorgung plant, wo Nahwärme zum Beispiel 
über Biomasse verfügbar sein wird. Bürger-
beteiligung vor Ort wird ebenfalls großge-
schrieben. Und das Gesetz soll mit dem GEG 
verzahnt werden, wie es heißt. So können 
sich private Haushalte eine womöglich teu-
re Individuallösung beim Einbau von klima-
freundlichen Heizungen sparen, wenn sie 
wissen, dass sie sich an ein Nah- oder Fern-
wärmenetz anschließen können. Umgekehrt 
werden die Kommunen in die Pflicht genom-
men, bis spätestens 2045 die Wärmeversor-
gung klimaneutral umzustellen, wo bisher 
Erdgas, Öl und Steinkohle dominieren. Der 
Anteil der erneuerbaren Energien beim Hei-
zen privater Haushalte beträgt laut Ministe-
rium nur rund 18 Prozent. Bis 2030 sollen 
laut Entwurf 30 Prozent der leitungsgebun-
denen Wärme klimaneutral sein; zunächst 
war noch von 50 Prozent die Rede, was auf 
Lobbydruck abgeschwächt wurde.

Neu im Entwurf ist auch, dass, wie es Um-
weltverbände gefordert hatten, kleine Kom-
munen unter 10 000 Einwohnern eben-
falls eine Planung erstellen müssen. Für sie 
gibt es ein vereinfachtes Verfahren und die 
Möglichkeit, sich mit der Nachbargemeinde 
zusammenzutun.

Mit der Verzahnung geht indes viel Zeit 
verloren. Für Bestandsbauten tritt die GEG-
Vorgabe, nach dem Austausch einer alten 
Anlage mit mindestens 65 Prozent erneuer-
baren Energien zu heizen, erst nach Vorlie-
gen einer kommunalen Planung in Kraft. Nur 
für Neubaugebiete soll diese Pflicht bereits 
ab 2024 gelten. Um die Wärmewende aber 

nicht extrem zu verzögern, womit das Errei-
chen der Klimaziele im Gebäudebereich in 
noch weitere Ferne rücken würde, will die 
Ampel bei der kommunalen Planung jetzt et-
was mehr Tempo machen. Gegenüber dem 
ersten Entwurf wurden die Fristen um ein 
halbes Jahr nach vorn verlegt.

Sehr zum Ärger des Deutschen Städte-
tages: »Wir setzen darauf, dass die Städ-
te für den Ausbau der Fernwärmenetze die 
nötige Investitionssicherheit bekommen und 
dass bei den Fristen kein zu enges Korsett 
geschnürt wird«, sagte die stellvertreten-
de Hauptgeschäftsführerin des Verbandes, 
Verena Göppert, dem Redaktionsnetzwerk 
Deutschland. Sie plädiert dafür, die ur-
sprünglichen Fristen für die Wärmeplanung 
– Ende 2026 und Ende 2028 – beizubehalten.

Auch der Stadtwerkeverband VKU ver-
langt »realistische Vorgaben, die von kom-
munalen Energieversorgern vor Ort umge-
setzt werden können«. Er bemängelt ferner, 
dass »der immense Finanzierungsbedarf für 
den Ausbau und die Herstellung klimaneu-
traler Wärmenetze unerwähnt bleibt«. Bis-
her will die Bundesregierung den Kommu-
nen laut Entwurf lediglich bei der Erstellung 
der Wärmepläne unter die Arme greifen – 

dabei geht es um einen Bruchteil der ab-
sehbaren Kosten für Auf- und Umbau der 
Wärmnetze.

Gleichzeitig freuen sich die Stadtwerke 
über zwei Neuerungen gegenüber dem ers-
ten Entwurf: eine Aufwertung der Nutzung 
von Abwärme aus der Müllverbrennung, die 
nun als klimafreundlich angerechnet wer-
den soll, und darüber, dass Kommunen so-
genannte Wasserstoffnetzgebiete verbind-
lich ausweisen dürfen. Statt Wärmenetz tut 
es demnach auch ein umrüstbares Gasnetz. 
Voraussetzung: Die Planer können belegen, 
dass es vergleichsweise geringe Kosten und 
»geringe akkumulierte Treibhausgasemissi-
onen« gibt. Hier schuf die jüngst beschlos-
sene Nationale Wasserstoffstrategie der Re-
gierung die Voraussetzung, die auf eine 
deutlich stärkere Nutzung des Energieträ-
gers setzt und besonders die Handschrift 
der FDP trägt.

Umweltverbände warnen hier vor Fehl-
entwicklungen: »Die Gefahr besteht vor al-
lem darin, dass der Einsatz anderer grüner 
Technologien aufgrund einer Ausweisung 
als Wasserstoffnetzgebiet ausbleibt«, sagt 
Ricarda Dubbert, Referentin Energie & Kli-
maschutz bei der Deutschen Umwelthilfe, 
gegenüber »nd«. Es dürfe nicht sein, dass 
»aufgrund einzelner Betriebe, die dem ört-
lichen Gasverteilnetzbetreiber einen Wasser-
stoffbedarf anmelden, die energetische Ge-
bäudesanierung und der Heizungstausch in 
einem ganzen Ortsteil stillsteht«. Zumal die 
künftige Verfügbarkeit von grünem Wasser-
stoff unklar sei, so die Expertin. Haushalte in 
Wasserstoffnetzgebieten würden zudem auf 
den hohen Brennstoffkosten sitzenbleiben.

Und auch Müllverbrennung als Teil der 
Wärmewende ist umstritten: »Abfallverbren-
nung verursacht jährlich etwa 24 Millionen 
Tonnen CO2, schadet damit dem Klima, ver-
nichtet wertvolle Rohstoffe, führt zu giftigen 
Rückständen und sollte deshalb nicht mit 
Wärme aus erneuerbaren Energien auf eine 
Stufe gestellt werden«, heißt es in einem of-
fenen Brief zahlreicher Umweltorganisatio-
nen und von Vertretern der Recyclingindust-
rie an die Bundesregierung. Rolf Buschmann, 
Referent für technischen Umweltschutz beim 
BUND, warnt vor »Lock-ins«: Wenn Abfall-
verbrennungsanlagen mit Blick auf die Wär-
mewende modernisiert oder gar neu gebaut 
werden, stehe dies dem Ziel einer höheren 
Recyclingquote im Weg. Zwei Drittel des 
Restmülls seien Bioabfälle und andere Wert-
stoffe, die wiederverwendet werden sollten.

Trotz der Kontroverse bei diesen Details, 
wird einmütig begrüßt, dass kommunale Pla-
nung und die Stadtwerke einen großen Stel-
lenwert bei der Wärmwende bekommen sol-
len. Lediglich AfD, Teile der C-Parteien und 
der Boulevardpresse sowie die üblichen Hei-
zungsschwurbler machen auf Fundamental-
opposition. Von »Planwirtschaft 2.0« und 
»Energie-Stasi« ist die Rede.

Hauptvorteil der dezentralen Wärmwen-
de: Sie ermöglicht die wohlüberlegte Kombi-
nation verschiedener grüner Wärmequellen 
gemäß lokaler Gegebenheiten. »Man muss 
dann wirklich auf die Suche gehen nach den 
jeweils ortsspezifischen Quellen«, sagt Mar-
tin Pehnt, Chef des Instituts für Energie- und 
Umweltforschung Heidelberg. »Aber es gibt 
überall ausreichend Quellen für diese Dekar-
bonisierung der Fernwärmenetze.«

Kommunale Wärmeplanung soll verpflichtend werden. Umstritten bleibt die Rolle von Müllverbrennung und Wasserstoff

»Die Gefahr besteht vor allem 
darin, dass der Einsatz anderer 
grüner Technologien aufgrund 
einer Ausweisung als 
Wasserstoffnetzgebiet ausbleibt.«

Ricarda Dubbert Deutsche Umwelthilfe

Dekarboniserung der Fernwärmenetze
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